
Hannoveraner Appell: Solidarität mit der Ukraine!

Das Leid der ukrainischen Bevölkerung geht alle an. Solidarität mit der Ukraine bedeutet:   
Widerstand gegen den Angriffskrieg Putins auf allen Ebenen. Das heißt auch: Kein Gas, kein Öl 
und keine Kohle von Kriegsverbrechern! 

1. Wir rufen dazu auf, im Alltag Solidarität mit der Ukraine zu zeigen.

Wir appellieren an jede Person: Dreht Eure Heizkörper wann immer möglich auf EINS, zieht 
Euch einen Pullover an, macht Euch einen heißen Tee – aber verbraucht kein Gas, Öl und keine 
Kohle für Putin.

2. Wir fordern ein sofortiges grundsätzliches Verbot der  
Installation von Gas- und Ölheizungen in Deutschland.

Deutschland bezieht 55 % seines Erdgases, 35 % seines Öls sowie 50 % seiner Kohle aus Russ-
land. Wir appellieren an die Bundesregierung, endlich die erforderlichen entschiedenen Schrit-
te zur drastischen Reduktion der Abhängigkeit von fossilen Energien einzuleiten und die Treib-
hausgasemissionen bis 2030 mindestens zu halbieren. 

3. Wir fordern die Bundeswehr auf, den Zusammenhang von Sicherheit 
 und Klimaneutralität in die strategische Ausrichtung aufzunehmen.

Die Bundeswehr soll sich an dem massiven Ausbau von Wärmepumpen und ggf. Fernwärmenet-
zen für Privat- und Gewerbeimmobilien beteiligen, da Handwerksunternehmen das allein nicht 
in kurzer Zeit stemmen können. Laut dem Pentagon ist die Klimakrise die größte Bedrohung 
für die Sicherheit der USA. Pentagon-Chef Lloyd Austin mahnt: »Die Klimakrise ist eine zutiefst 
destabilisierende Kraft für unsere Welt. (…) Heute kann keine Nation dauerhafte Sicherheit fin-
den, ohne sich mit der Klimakrise auseinanderzusetzen.« Verteidigung darf nicht auf Auf-
rüstung und Waffenlieferung reduziert werden. Die Aufrüstung der Bundeswehr wird Jahre 
dauern. Die »Aufrüstung« mit Wärmepumpen kann sofort umgesetzt werden.  

4. Wir fordern einen massiven Ausbau des Fernwärmenetzes.

1000 Bundeswehrsoldat*innen sollen mit geeignetem Gerät den Kommunen beim Ein-
bau der Wärmepumpen personell und materiell helfen. Mit dem Einsatz von weiteren 1000 
Bundeswehrsoldat*innen sollen örtliche Handwerksunternehmen bei der Installation unter-
stützt werden. 

5. Wir fordern einen massiven Ausbau der Photovoltaik und Windkraftanlagen.

1000 Bundeswehrsoldat*innen sollen für Vorbereitungen, Genehmigungen und Durchfüh-
rungen in den Kommunen und den Betreiberkonsortien bereitgestellt werden. Ganze Dach-
flächen sind mit PV auszustatten, und viel mehr Freiflächenanlagen sind auf dafür geeigneten 
Standorten zu errichten. Die Genehmigungsverfahren müssen umgehend vereinfacht werden. 
Zudem gilt es, Investitionskosten abzusichern. Energieerzeugung mit Sonne und Wind sind 
schon jetzt die preiswertesten und sichersten Formen der Energiegewinnung.

Solidarität mit der Ukraine: Widerstand gegen Putin auf allen Ebenen!

Lars-Oliver Gusig, Prof. Dr., Hochschule Hannover 
Jürgen Manemann, Prof. Dr., Forschungsinstitut für Philosophie Hannover

Gunther Seckmeyer, Prof. Dr., Leibniz Universität Hannover  

Hannover, der 1. März 2022
Für Rückfragen: Prof. Dr. Jürgen Manemann, hergemoeller@fiph.de, 0511 1640930


